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Bonn, den 2. Februar 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Einreise von Mitgliedern der amerikanischen Farbigen- 

organisation Schwarzer Panther 

Bezug: Kleine Anfrage des Abgeordneten Strauß und 
Genossen 

- Drucksache VI/238 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 


1. Ist die Bundesregierung an Aufenthalten von Mitgliedern und 
Funktionären gewalttätiger Organisationen, wie z. B. der ameri- 
kanischen Farbigönorganisation Schwarzer Panther in der 
Bundesrepublik Deutschland inteiessiert? Wenn ja, warum? 

Nein. Nach dem Ausländergesetz ist es jedoch nicht Voraus- 
setzung für die Einreiseerlaubnis, daß die Regierung an der 
Einreise interessiert ist. 

2. Ist der Bundesregierung bekannt, zu welchen Zwecken der SDS 
oder andere politisch extreme Gruppen Mitglieder dieser 
Organisationen in die Bundesrepublik Deutschland einladen 
und welche Zwecke vermag die Bundesregierung zu nennen? 

Das von SDS-Funktionären getragene „Solidaritätskomitee für 
die Black-Panther-Partei" will nach seiner eigenen Darstellung 
zur Aufklärung über die Ziele der Schwarzen Panther beitragen; 
es will weiterhin Propaganda unter den in der Bundesrepublik 
stationierten amerikanischen Soldaten betreiben, die Schwarzen 
Panther materiell unterstützen und die vom SDS in der Bundes- 
republik betriebene „Vietnam-Kampagne'' mit der „Black- 
Panther-Kampagne" verbinden. 
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3. ,Aus welchen Gründen hat der Bundesminister des Innern die 
Anordnung seines Mauses bedauert, die dem Mitglied der 
amerikanischen Farbigenorganisation Schwarzer Panther „Big 
Man" Albert Howard und seinen Begleitern die Einreise in die 
Bundesrepublik Deutschland verweigerte? 

Warum hat er versucht, die Anordnung, die in seiner Um- 
gebung als „dumme Panne" bezeichnet wurde, rückgängig zu 
machen und Howard die Einreise noch zu ermöglichen? 


Der Bundesminister des Innern hat die Anordnung seines 
Hauses nicht bedauert. Er hat schon in der Fragestunde vom 
21. Januar 1970 betont, daß er auch Verständnis für die ihr 
zugrunde liegende Auffassung habe und ausdrücklich erklärt, 
daß die an der ursprünglichen Entscheidung mitwirkenden 
Beamten des Bundesministeriums des Innern kein Vorwurf 
treffe. 

Es gab und gibt gute Gründe dafür, solche Ausländer, die im 
Verdacht stehen, sich politisch extrem zu betätigen und bei 
denen damit gerechnet werden muß, daß sie sich in der Bundes- 
republik in einer Weise betätigen, die eine Ausweisung recht- 
fertigen würde, an der Einreise zu hindern, überzeugender läßt 
sich aber im allgemeinen der Standpunkt vertreten, daß diesen 
Ausländern jedenfalls solange ein kurzfristiges Gastrecht ge- 
währt werden sollte, als ihnen kein Verstoß gegen die Gesetze 
der Bundesrepublik Deutschland nachgewiesen werden kann. 

Der Bundesminister des Innern entschied sich in diesem Falle 
nach eingehender Prüfung aller vorliegenden Erkenntnisse da- 
für, die Angehörigen der „Black-Panther-Partei" einreisen zu 
lassen. 


4. Hat der Vorwurf des SDS-Vorsitzenden Wolff, der Bundes- 
minister des Innern treibe „Rassismus" und seine Drohung: 
„Wenn wir ihn erwischen, kriegt er es persönlich heimgezahlt", 
die Haltung des Bundesinnenministers beeinflußt? 

Diese Äußerungen waren erst am Montag, dem 15. Dezember 
1969 - also zwei Tage nach der Entscheidung des Bundes- 
ministers des Innern - in der Presse zu lesen. 

Der Bundesminister des Innern hätte sich jedoch auch dann nicht 
durch derartige Drohungen in seiner Entscheidung beeinflussen 
lassen, wenn sie vorher in der Presse erschienen wären. 


5. Welche Vorkehrungen hat die Bundesregierung gmtroffen, um 
den nach einer Äußerung eines SDS-Sprechers möglichen Plan 
zu vereiteln, „die Genossen von der Organisation Schwarzer 
Panther aus Ost-Berlin abzuholcn, um mit einem gepanzerten 
Lastwagen bei Helmstedt in die Bundesrepublik Deutschland 
durchzubrechen " ? 


Es sind ausreichende Vorkehrungen getroffen, um ein einmal 
angeordnetes Einreiseverbot überall durchzusetzen. In diesem 
Fall lag jedoch eine reale Gefahr solcher Art nicht vor, da das 
Einreiseverbot aufgehoben worden war. 
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6. Ist sich der Bundesinnnenminister darüber im klaren, daß er 
damit seinen pflichtgemäß handelnden Beamten in den Rücken 
gefallen ist und die Sicherheilsorgane der Bundesrepublik 
Deutschland geradezu entmutigt, ihres Amtes zu walten und 
ihre Pflicht zu erfüllen? 

Der Bundesminister des Innern hat das Für und Wider der von 
ihm getroffenen und auch zu verantwortenden Entscheidung mit 
den zuständigen Beamten in aller Offenheit erörtert. Er hatte 
dabei den Eindruck, aufgrund der so geschaffenen Vertrauens- 
basis die Beamten ermutigt zu haben, ihre Pflicht weiterhin 
überzeugend zu erfüllen. 


7. Hält der Bundesinnenminister dieses Verhalten für vereinbar 
mit seiner Verantwortung für die innere Sicherheit der Bundes- 
republik Deutschland? 

Der Bundesminister des Innern hält seine Entscheidung mit 
seiner Verantwortung für die innere Sicherheit der Bundes- 
republik für vereinbar. 


8. Hält die Bundesregierung den SDS für eine verfassungstreue 
Organisation, deren Aktionen und Einladungen der Festigung 
des demokratischen Bewußtseins in der Bundesrepublik Deutsch- 
land dienen? 


Die Frage, ob Aktionen und Einladungen des SDS der Festigung 
des demokratischen Bewußtseins in der Bundesrepublik Deutsch- 
land dienen, kann nur im Einzelfall beurteilt werden. 


9. Wie gedenkt der Bundesinnenminister in Zukunft in solchen 
Fällen „persönlich" zu entscheiden? 

Der Bundesminister des Innern wird auch in Zukunft von Fall zu 
Fall die für und gegen ein Einreiseverbot sprechenden Gründe 
sorgfältig prüfen und von dem ihm eingeräumten Ermessen 
sachgerechten Gebrauch machen. 


10. Hält die Bundesregierung die Erlaubnis der Einreise für „Big 
Man" für eine der deutsch-amerikanischen Freundschaft 
dienende Verhaltensweise? 

Die Bundesregierung ist überzeugt, daß die deutsch- 
amerikanische Freundschaft von einer solchen Frage nicht ab- 
hängt. Sie sieht sich in ihrer Überzeugung dadurch bestärkt, 
daß die amerikanischen Behörden bei dem Aufenthalt von Ange- 
hörigen der „Black-Panther-Partei“ in Berlin von den ihnen 
dort gegebenen Ausweisungsmöglichkeiten keinen Gebrauch 
gemacht haben. 


Genscher 
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